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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

  
Tagesordnung I Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 04. September 2013

Vorlagen-Nr. 13-F-03-0097

Auswirkungen der Kurbeitragssatzung
-Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.08.2013-

Die Stadt hat zum Januar 2013 die Kurbeitragssatzung überarbeitet. Im Juli wendeten sich mit 
einem Brief mehrere Kliniken (Klaus Mielke Klinik, Median Rehaklinik, Median Klinik NRZ) an den 
Magistrat und die Fraktionen und baten um Überprüfung der Kurbeitragssatzung, weil die 
Erhebung der Kurbeiträge für sie existenzgefährdende Ausmaße habe. Laut Mitteilung der Kliniken 
fand ein Gesprächstermin mit Kämmerer Herrn Imholz statt. 

Der Ausschuss möge beschließen: 

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Welche Einnahmen entstehen der Stadt durch die Kurbeitragserhebung in 2013/2014 
mutmaßlich?

2. Welche Folgen hätte eine Abschaffung des Kurbeitrags für Wiesbaden (z.B. Wegfall von 
Landesmitteln, Statusverlust)?

Beschluss Nr. 0246

Der Magistrat wird gebeten, zu dem Thema Kurbeitrag bis zu den Haushaltsplanberatungen einen 
Bericht vorzulegen und insbes. die kursierenden unterschiedlichen Zahlen zu erklären.

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2013
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Horschler
Vorsitzender
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2013

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .09.2013
    - 16 -

Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung Gerich

Oberbürgermeister
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